
Nachschlagewerk: Ja 
BGHZ: nein

NEhelG Art. 12 § 18; BGB § 1600 a; ZPO § 539

§ 539 ZPO berechtigt das Oberlandesgericht als Beru­
fungsgericht nicht, den Rechtsstreit teilweise an das 
Amtsgericht zurückzuverweisen, wenn dieses den vom 
Kläger gestellten Aussetzungsantrag übergangen und den 
Beklagten zur Leistung eines bestimmten Unterhaltsbetra­
ges verurteilt hat (Ergänzung zu dem Urteil vom 28. Fe­
bruar 1973, IV ZR 145/71 - NJW 1973, 849).

BGH, Urt. v. 25. Mai 1973 - IV ZR 41/72 - OLG Düsseldorf
AG Viersen



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

IV ZR 41/72 URTEIL Verkfindet am
25. Mai 1973 Hellmann, 
JustizhauptSekretär

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

desam^^^^^^HHfc 1967 geborenen Kindes Urban Harald 
T wohnhaft in
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 25. Mai 1973 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Hauß und die Richter 
Johannsen, Dr. Bukow, Dr. Buchholz und Knüfer

für Recht erkannt:

1. Dem Kläger wird die Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand gegen die Versäumung 
der Revisionsfrist erteilt.

2. Auf die Revision des Klägers wird das 
Teilurteil des 3. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf vom
8. Dezember 1971 aufgehoben.

3. Das Verfahren vor dem Berufungsgericht 
wird gemäß Art. 12 § 18 Abs. 2 NEhelG 
ausgesetzt, soweit es den Antrag auf 
Leistung eines bestimmten Unterhaltsbe­
trags zum Gegenstand hat.

4. Dem Berufungsgericht wird die Entschei­
dung über die Kosten der Revision über­
tragen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Mit der im Jahre 1969 erhobenen Klage hat der 
Kläger den Beklagten zunächst als seinen unehelichen 
Erzeuger auf UnterhaltsZahlung in Anspruch genommen. 
Nach Inkrafttreten des Nichtehelichengesetzes hat er 
beantragt,

1. festzustellen, daß der Beklagte sein
Vater ist;

2. den Beklagten

a) für die Zeit bis zum 30. Juni 1970 
zur Zahlung einer auf 105 DM monat­
lich bezifferten Unterhaltsrente und

b) für die Zeit danach zur Zahlung des 
Regelunterhalts

zu verurteilen.

Hinsichtlich des Antrags zu 2 a) hat der Kläger 
die Aussetzung des Verfahrens bis zur rechtskräftigen 
Entscheidung über den Antrag zu 1 beantragt.

Der Beklagte hat gebeten,

die Klage abzuweisen.
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Das Amtsgericht hat der Klage in vollem Umfang 
entsprochen. Der Beklagte hat Berufung eingelegt mit 
dem Antrag, das Urteil des Amtsgerichts zu ändern 
und die Klage abzuweisen. Der Kläger hat beantragt, 
die Berufung zurückzuweisen. Das Oberlandesgericht 
hat durch Teilurteil das Urteil des Amtsgerichts inso­
weit aufgehoben, als der Beklagte für die Zeit vom 
14. Dezember 1967 bis zum 30. Juni 1970 zur Zahlung 
einer bezifferten Unterhaltsrente verurteilt worden 
ist. In diesem Umfang hat es die Sache zur anderwei­
ten Entscheidung, insbesondere über den Aussetzungs­
antrag des Klägers an das Amtsgericht zurückverwie­
sen. Es hat die Revision zugelassen. Der Kläger hat 
Revision eingelegt.

Entscheidungsgründe:

Der Kläger war infolge Armut gehindert, die Revi­
sion fristgerecht einzulegen. Er hat abei; während diese 
Frist lief, um die Bewilligung des Armenrechts gebeten.
Da er rechtzeitig nach Bewilligung des Armenrechts die Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung 
der Revisionsfrist beantragt hat, war ihm diese zu er­
teilen.

Die Revision ist begründet.

Für die Entscheidung über das Rechtsmittel der Be­
rufung gegen ein Urteil des Amtsgerichts, durch das zu­
sammen Uber den Antrag auf Feststellung der Abstammung 
und den Antrag auf Leistung eines bestimmten Unterhalts-
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betrags entschieden worden ist, ist nach dem Beschluß 
des erkennenden Senats vom 21. April 1971, IV ZB 4/71 
= LM NEhelG Nr. 1 und dem Urteil des erkennenden Senats 
vom 28. Februar 1973, IV ZR 145/71 = NJW 1973, 849 
das Oberlandesgericht zuständig.

In der hier zu entscheidenden Sache hat der Kläger 
vor dem Amtsgericht beantragt, das Verfahren insoweit 
auszusetzen, als es den Anspruch auf Zahlung eines be­
stimmten Unterhaltsbetrages zum Gegenstand hat. Das 
Amtsgericht ist auf diesen Antrag nicht eingegangen, 
sondern hat der Klage in vollem Umfang entsprochen.
Es hat Art. 12 § 18 Abs. 2 NEhelG nicht beachtet und 
übersehen, daß es nach § 1600 a BGB dem Antrag auf 
Leistung eines bestimmten Unterhaltsbetrages erst statt­
geben kann, wenn die Vaterschaft des Beklagten rechts­
kräftig festgestellt ist. Das Amtsgericht hat somit 
infolge eines Verfahrensverstoßes und eines sachlich­
rechtlichen Irrtums nach vollständiger Feststellung 
und Prüfung des gesamten Streitstoffes über-den An­
spruch auf Leistung des bestimmten Unterhaltsbetrages 
in der Sache entschieden.

Die von dem Beklagten gegen dieses Urteil einge­
legte Berufung berechtigte das Oberlandesgericht nicht, 
nach § 539 ZPO das angefochtene Urteil insoweit aufzu­
heben, als darin über den Anspruch auf Leistung eines 
bestimmten Unterhaltsbetrages entschieden war, und das 
Verfahren in diesem Umfang an das Amtsgericht zurück­
zuverweisen. Die vom Amtsgeric^^v^rfahi^nsrechtlich 
nicht angegriffenen Feststellungen können die Grund­
lage für eine Sachentscheidung des Berufungsgerichts 
sein. Eine Zurückverweisung an das Amtsgericht würde
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nur dazu führen, daß dieses Gericht das Verfahren jetzt 
aussetzt, um später wiederum in der Sache und möglicher­
weise ebenso, wie es geschehen ist, zu entscheiden. Ein 
solches Verfahren würde den Rechtsgang zu Lasten der Par­
teien unnötig komplizieren und verteuern, ohne daß dadurch 
in der Sache selbst etwas gewonnen würde. Das hat der 
Senat in dem obengenannten Urteil vom 28. Februar 1973 
bereits für den Fall ausgesprochen, daß im ersten Rechts­
zug ein Antrag auf Aussetzung des Verfahrens nicht gestellt 
worden war. Ebenso ist zu entscheiden, wenn - wie hier - 
dieser Antrag gestellt, vom Amtsgericht aber nicht beach­
tet worden ist. Auch bei dieser Sachlage muß das Oberlan­
desgericht als Berufungsgericht die Entscheidung treffen, 
die das Amtsgericht hätte treffen müssen. Dabei mußte es 
davon ausgehen, daß der Kläger seinen Antrag auf Aussetzung 
des Verfahrens, den er im ersten Rechtszug gestellt hatte, 
aufrecht erhält. Soweit es sich um die Verurteilung des 
Beklagten zur Zahlung eines bestimmten Unterhaltsbetrages
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handelt, kann seine Berufung daher nur dazu führen, daß 
das diesen Anspruch betreffende Verfahren zunächst beim 
Oberlandesgericht ausgesetzt wird, damit über ihn später 
nach rechtskräftiger Entscheidung über die Abstammung 
befunden wird.

Dr. Hauß Johannsen Dr. Bukow

Dr. Buchholz Knüfer
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